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BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Senatsvorsitzenden Mag. Dieter Fröhlich, den Richter
Mag. Christian Seywald sowie die fachkundigen Laienrichter Mag. Ulrike Richter und
Kommerzialrat Friedrich Nagl in der Beschwerdesache Climate Corporation Emissions Trading

GmbH, Schlossgasse 3, 2500 Baden, Österreich, vertreten durch Steuerberater Mag. Wolfgang
standfest, wallnerstraße a /2. Hof /Top 44, Lote wien, österreich, betreffend die
Beschwerde vom 27. Februar 2012 gegen den Umsatzsteuerbescheid 20L0 des Finanzamtes

Baden Mödling vom 27. Jänner 20i.2 beschlossen:

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird gemäß Art. 267 AEUV folgende Frage zur
Vorabentscheidu ng vorgelegt:

lst die Richtlinie 2006/LL2/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem in der Fassung der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12. Februar
2008 so auszulegen, dass die nationalen Behörden und Gerichte den Ort einer Dienstleistung,

der formal nach dem geschriebenen Recht in dem anderen Mitgliedstaat, in welchem sich der
Sitz des Leistungsempfängers befindet, liegt, als im lnland liegend anzusehen haben, wenn der
leistungserbringende inländische Steuerpflichtige hätte wissen müssen, dass er sich durch die
erbrachte Dienstleistung an einer im Rahmen einer Leistungskette begangenen

Mehrwertsteuerhi nterzieh ung beteiligt?

Begründung

1.) Sachverhalt

Der Sitz der Climate Corporation Emissions Trading GmbH (im Folgenden: Climate GmbH) liegt
in Österreich. Die Climate GmbH übertrug von L. bis 20. April 20L0 Treibhausgasemissions-

zertifikate gegen Entgelt an die Bauduin Handelsgesellschaft mbH (im Folgenden: Bauduin

GmbH) mit sitz in Deutschland (Hamburg), die ein sogenannter,,Buffer" war, d.h. ein
Beteiligter an einem MwSt-Karussellbetrug. Die Climate GmbH hätte wissen müssen, dass diese
Treibhausgasemissionszertifikate in weiterer Folge zu Mehrwertsteuerhinterziehungen in

einem anderen Mitgliedstaat als Österreich verwendet werden. Von der Climate GmbH wäre
zu erwarten gewesen, dass sie zur Verhinderung dieser MwSt-Hinterziehungen keine
Treibha usgasemissionszertifikate a n die Bauduin Gm bH verkauft hätte.

Die Bauduin GmbH war - ebenso wie die Climate GmbH - als Steuerpflichtiger im Sinne der
Richtlinie 2006/tt2/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame

Meh rwertsteuersystem einzustufen.
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2.) Bisheriges und weiteres Verfahren

Das Finanzamt Baden Mödling hat mit dem vor dem Bundesfinanzgericht angefochtenen

Umsatzsteuerbescheid 2010 die entgeltlichen Übertragungen der Treibhausgasemissions-

zertifikate von der Climate GmbH an die Bauduin GmbH als steuerpflichtige Lieferungen von

Gegenständen eingestuft, welche nicht unter die Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche

Lieferungen fielen, weil die Bauduin GmbH als sog. ,,Missing Trader" ein Bestandteil eines

betrügerischen MwSt-Karussells gewesen sei und die Climate GmbH gewusst habe oder hätte

wissen müssen, dass ihre Leistungen für MwSt-Hinterziehungen verwendet würden.

Die Climate GmbH wendet sich gegen die Einstufung der Übertragungen der

Emissionszertifikate als Lieferungen und bestreitet, dass sie bzw. ihre Geschäftsführervon den

MwSt-Hinterziehungen gewusst hätten oder hätten wissen müssen. Sie bringt vor, alle

gebotenen Maßnahmen zur Verhinderung der Einbeziehung der von ihr an die Bauduin GmbH

verkauften Treibhausgasemissionszertifikate in MwSt-Hinterziehungen gesetzt zu haben.

Nach Auffassung des Bundesfinanzgerichtes trifft dies nicht zu: die Climate GmbH wusste zwar

nicht von der Einbeziehung der von ihr an die Bauduin GmbH verkauften Zertifikate in MwSt-

Hinterziehungen, aber die Climate GmbH hätte wissen müssen, dass die von ihr an die Bauduin

GmbH verka uften Zertifikate i n MwSt-Hinterziehu ngen einbezogen wu rden.

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (Urteil vom 8.12.20L6, C-453/I5l

sind übertragungen von Treibhausgasemissionszertifikaten als Dienstleistungen einzustufen.

Das Bundesfinanzgericht kann den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abändern,

sodass das Bundesfinanzgericht seine Entscheidung unter der Voraussetzung treffen muss,

dass die Übertragung von Treibhausgasemissionszertifikaten als Dienstleistungen (= sonstige

Leistungen nach der Terminologie des nationalen österreichischen Rechtes) und nicht als

Lieferungen einzustufen sind.

3.) Maßgebende Bestimmungen

3.1) Nationales (innerstaatliches) Recht

Für sonstige Leistungen (=Begriff des nationalen Rechtes; das Unionsrecht verwendet hierfür

den Begriff,,Dienstleistungen"), die nach dem 31".L2.2009 an einen Unternehmer (=Bstt;ff ,.t
nationalen Rechtes; das Unionsrecht verwendet hierfür den Begriff ,,Steuerpflichtiger")

ausgeführt worden sind, wird der Leistungsort in 5 3a Abs. 5 und 6 österreichisches

Umsatzsteuergesetz tggl-öUSIG in der Fassungdurch BGBI. I 52/2009 folgendermaßen

bestimmt:

,,(5) Für Zwecke der Anwendung der Abs. 6 bis 16 und Art. 3o gilt

l. als llnternehmer ein lJnternehmer gemöß I 2, wobei ein lJnternehmer, der ouch nicht
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steuerbare Umsötze bewirkt, in Bezug ouf alle an ihn erbrochten sonstigen Leistungen ols
Unternehmer gilt;

2. eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person mit IJmsatzsteuer-

I de ntifi kotion s n u m m e r ol s U nte rn e h me r;

i. eine Person oder Personengemeinschoft, die nicht in den Anwendungsbereich der Z I und 2

föllt, als Nichtunternehmer.

(6) Eine sonstige Leistung, die an einen lJnternehmer im Sinne des Abs. 5 Z 7 und 2 ausgeführt
wird, wird vorbehaltlich der Abs. 8 bis 16 und Art. 3a an dem Ort ousgeführt, von dem ous der
Empfönger sein Unternehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung on die Betriebsstötte eines

Unternehmers ousgeführt, ist stottdessen der Ort der Betriebsstötte mo!3gebend."

3.2) Unionsrecht

Das nationale Recht, welches für die gegenständliche Steuer den Begriff,,Umsatzsteuer"
verwendet, und der diesbezügliche Vollzug durch die Behörden und Gerichte des

Mitgliedstaates müssen den unionsrechtlichen Bestimmungen über diese Steuer, welche
unionsrechtlich als,, Mehrwertsteuer" bezeichnet wi rd, entsprechen.

Hierbei sind die folgenden Bestimmungen der Richtlinie 2OO6/LL2|EG des Rates vom
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der Fassung der Richtlinie
2008/8/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zurAnderung der Richtlinie2OO6/IL2/EGvon
Bedeutung:

,,Artikel44
Als Ort einer Dienstleistung on einen Steuerpflichtigen, der ols solcher handelt, gitt der Ort, an

dem dieser Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tötigkeit hot. Werden diese

Dienstleistungen iedoch an eine feste Niederlossung des Steuerpflichtigen, die an einem

anderen Ort als dem des Sitzes seiner winschoftlichen Tötigkeit gelegen ist, erbrocht, so gitt als
Ort dieser Dienstleistungen der Sitz der festen Niederlassung. ln Ermongelung eines solchen

Sitzes oder einer solchen festen Niederldssung gilt ols Ort der Dienstleistung der Wohnsitz oder
der gewöhnliche Aufenthaltsort des steuerpflichtigen Dienstleistungsempföngers."

,,Artikel 796

Die Mehrwertsteuer schuldet der Steuerpflichtige oder die nicht steuerpflichtige juristische

Person mit einer Mehrwertsteuer-ldentifikotionsnummer, für den/die eine Dienstleistung nach
Artikel44 erbrocht wird, wenn die Dienstleistung von einem nicht in diesem Mitgliedstoat
o n sö ssig e n Ste u e rpfl i chtig e n e rb rocht wi rd.'

Die Verordnung (EG) Nr. L777/2005 des Rates vom 17. Oktober 2005 zur Festlegung von
Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 77 /388/EwG über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem war ,,in allen ihren Teilen verbindlich und [galt] unmittelbar in jedem
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Mitgliedstaat" und wurde erst durch Art. 54 iVm Art. 65 der MwSI-DVO per 1. Juli 201L

aufgehoben. Die VO (EG) Nr. L777 /2005 ist folglich auf die Umsätze des April 2010 unter

zeitlichen Aspekten anwendbar, auch wenn der April 2010 formal nicht mehr von der Richtlinie

77/388/EWG, sondern von der Richtlinie 2006/LIL/EG über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem erfasst ist. Die Artikel 4 bis L2 der VO (EG) Nr. t777 /2005 enthalten

zwar diverse Detailregelungen zum Ort des steuerbaren Umsatzes, welche aber nichts mit den

hier streitgegenständlichen Angelegenheiten zu tun haben.

Auf die Umsätze im April 2010 ist die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/201L des Rates

vom L5. MärzZOIL zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 2006/LI2/EG

über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwSI-DVO) aus zeitlichen Gründen nicht

anwendbar, denn sie ist erst am 12. April 2011 in Kraft getreten und gilt erst seit 1. Juli 2011.

4.) Erläuterungen zur Vorlagefrage

4.1) Relevanz der Vorlagefrage

Nach dem innerstaatlichen Gesetzeswortlaut liegt der Ort der von Climate GmbH an die

Bauduin GmbH zwischen L. und 20. April 20L0 erbrachten gegenständlichen Dienstleistungen

nach der Grundregel für 'B2B' (Leistungen von einem Steuerpflichtigen an einen anderen

Steuerpflichtigen), d.h. gemäß 5 3a Abs. 6 österreichisches Umsatzsteuergesetz (öUStG), in

Deutschland. Folglich sind die gegenständlichen Dienstleistungen nach dem geschriebenen

nationalen Recht in österreich nicht steuerbar; mit anderen Worten: sie unterliegen nach dem

geschriebenen nationalen Recht nicht der österreichischen Umsatzsteuer (=1y.6t*ertsteuer)'

Gemäß S 3a Abs. 2 deutsches Umsatzsteuergesetz (dUStG) liegt der Ort der Übertragung von

Treibhausgasemissionszertifikaten an einen unternehmer (= $l"r"rpflichtiger nach der

Terminologie der Richtlinie 2006/LI2/EG) dort, von wo aus der Empfänger sein Unternehmen

betreibt. lm gegenständlichen Fall lag dieser Ort folglich in Deutschland.

Gemäß 5 13b Abs. 1 dUSIG ist der leistungsempfangende Unternehmer Steuerschuldner für die

in Deutschland steuerpflichtigen sonstigen Leistungen (Dienstleistungen) eines in österreich

ansässigen Unternehmers. lm gegenständlichen Fall war folglich die Bauduin GmbH die

Steuerschuldnerin der deutschen Umsatzsteuer.

Das deutsche innerstaatliche Recht entspricht damit - ebenso wie das österreichische

innerstaatliche Recht - dem Unionsrecht.

Nach dem Wortlaut der Richtlinie2006/LL2/EG des Rates vom 28. November 2006 über das

gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der Fassung der Richtlinie 2OO8/8/EG liegt der Ort der

von der Climate GmbH an die Bauduin GmbH zwischen L. und 20. April 2010 erbrachten

gegenständlichen Dienstleistungen nach der Grundregel für'B2B' (Leistungen von einem
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Steuerpflichtigen an einen anderen Steuerpflichtigen), d.h. gemäß Art.44 der Richtlinie in der
genannten Fassung, in Deutschland. Folglich sind die gegenständlichen Dienstleistungen nach

dem geschriebenen Unionsrecht in Österreich nicht steuerbar; mit anderen Worten: sie

unterliegen nach dem geschriebenen Unionsrecht nicht der österreichischen Mehrwertsteuer.

Laut Beantwortung einer Vorlagefrage durch das Urteil des EuGH vom 18.12.20L4,

Schoenimport,,ltalmoda", C-L3LfL3, müssen die nationalen Behörden und Gerichte einem

Steuerpflichtigen im Rahmen einer innergemeinschaftlichen Lieferung das Recht auf

Vorsteuerabzug, auf Mehrwertsteuerbefreiung oder auf Mehrwertsteuererstattung versagen,

auch wenn das nationale Recht keine Bestimmungen enthält, die eine solche Versagung

vorsehen, sofern anhand objektiver Umstände nachgewiesen ist, dass dieser Steuerpflichtige

wusste oder hätte wissen müssen, dass er sich durch den Umsatz, auf den er sich zur

Begründung des betreffenden Rechts beruft, an einer im Rahmen einer Lieferkette

bega ngen en M eh rwertsteu erh i nte rzie h u n g betei ligt hat.

Eine weitere Vorlagefrage wurde durch das Urteil des EuGH vom 18.12.2OL4, Schoenimport

,,ltalmoda", C-L3I/L3, dahingehend beantwortet, dass einem Steuerpflichtigen, der wusste

oder hätte wissen müssen, dass er sich durch den Umsatz, auf den er sich zur Begründung von

Rechten auf Vorsteuerabzug, auf Mehrwertsteuerbefreiung oder auf

Mehrwertsteuererstattung beruft, an einer im Rahmen einer Lieferkette begangenen

Mehrwertsteuerhinterziehung beteiligt hat, diese Rechte ungeachtet der Tatsache versagt

werden können, dass die Steuerhinterziehung in einem anderen Mitgliedstaat als dem

begangen wurde, in dem diese Rechte beansprucht werden, und dass der Steuerpflichtige in

letzterem Mitgliedstaat die in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen formalen

Voraussetzungen für die lnanspruchnahme dieser Rechte erfüllt hat.

Wenn die gegenständlichen Leistungen in Lieferungen von Gegenständen und nicht - wie hier

- in Dienstleistungen bestanden hätten, so wäre der vorliegende Fall im Sinne des Urteiles des

EuGH vom L8.t2.20L4, Schoenimport,,ltalmoda", C-131/13, dahingehend zu beurteilen, dass

der Climate GmbH diesfalls die Steuerbefreiung für die innergemeinschaftlichen Lieferungen zu

versagen wäre. Dem stünde im Sinne des Beschlusses des EuGH vom L4,4.2021-, HR gegen

Finanzamt Wilmersdort, C-LO8/20, nicht entgegen, dass die Climate GmbH nicht aktiv an der

Steuerh interzieh ung beteiligt war.

Die Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes hängt davon ab, ob für die gegenständlichen

grenzüberschreibenden Dienstleistungen eine analoge Anwendung der vorgenannten

Beantwortungen von Vorlagefragen durch das Urteil des EuGH vom L8.12.2OL4, Schoenimport

,,ftalmoda", C-t3L/t3, geboten ist; mit anderen Worten: ob die Richtlinie 2006/LLI/EG des

Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem nach ihrem

gesamten Sinn so auszulegen ist, dass entgegen dem Wortlaut ihres Artikels 44 (in der Fassung

der Richtlinie 2008/8/EG) und entgegen dem Wortlaut von 5 3a öUSIG bei der Festsetzung der
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österreichischen Mehrwertsteuer der Leistungsort unter den gegebenen Umständen als in

Österreich gelegen anzusehen ist.

4.2lZur Vorlagefrage

lm Bereich von 'B2B' zeigt der Vergleich einer innergemeinschaftlichen Lieferung, welche dem

Urteil des EuGH vom l-8.L2 .20t4, Schoenimport ,,ltalmoda", C-L3t/13, zugrunde lag, mit einer

grenzüberschreitenden Dienstleistung (von einem Steuerpflichtigen mit Sitz in einem

Mitgliedstaat an einen Steuerpflichtigen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat) einerseits

Ahnlichkeiten, andererseits Unterschiede:

Ahnlichkeiten:

Innergemeinschaftliche Lieferungen und grenzüberschreitende Dienstleistungen innerhalb der

EU betreffen jeweils zwei Mitgliedstaaten. Die unterschiedlichen Regelungen für diese beiden

Arten von Leistungen bewirken im Regelfall im Bereich von '82B'gleichermaßen, dass nur in

dem Mitgliedstaat, in welchem der Leistungsempfänger ansässig ist, Steuerpflicht für die

Leistungen besteht. Diese Steuerpflicht trifft im Regelfall den Leistungsempfänger, entweder

als Steuer auf den innergemeinschaftlichen Erwerb oder als Steuer, die auf den

Leistu ngsem pfä nge r ü bergeht ( Reverse Ch a rge).

Diese Ahnlichkeiten könnten darauf hindeuten, dass die Richtlinie 2006/7I2/EG (in der Fassung

der Richtlinie2O0S/8lEG) hinsichtlich grenzüberschreitender Dienstleistungen analog zum

Urteil des EuGH vom 18.12 .20L4, Schoenimport ,,ltalmoda", C-L3I/I3, auszulegen ist.

Unterschiede:

Bei der innergemeinschaftlichen Lieferung von einem Steuerpflichtigen an einen anderen

Steuerpflichtigen liegt der Leistungsort im Regelfall am Sitz des Leistungserbringers, d.h. dort,

wo sich der Gegenstand beim Übergang der Verfügungsmacht befindet bzw. dort, wo die

Beförderung des Gegenstandes zum Empfänger beginnt.

Bei einer grenzüberschreitenden Dienstleistung von einem Steuerpflichtigen an einen anderen

Steuerpflichtigen liegt hingegen der Leistungsort im Regelfall am Sitz des Leistungsempfängers

Bei der innergemeinschaftlichen Lieferung von Gegenständen erfüllt im Bereich von '82B'

derselbe Vorga ng zwei Besteuerungstatbestände, und zwa r die innergemei nschaft liche

Lieferung und den innergemeinschaftlichen Erwerb, wobei im Regelfall durch die

Steuerbefreiung des erstgenannten die Doppelbesteuerung des Vorganges verhindert wird.

Hingegen ist für die grenzüberschreitende Dienstleistung nur ein Besteuerungstatbestand

vorgesehen. Der Erwerb einer grenzüberschreitenden Dienstleistung stellt keinen steuerbaren
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Tatbestand dar. Gegebenenfalls wird die Steuerschuld für die Erbringung der Dienstleistung

vom Leistenden auf den Leistungsempfänger übertragen (Reverse Charge),

Bei der innergemeinschaftlichen Lieferung von Gegenständen hat der Staat, in dem der

Leistende ansässig ist, ein Besteuerungsrecht, welches im Regelfall durch die Steuerbefreiung

der in nergemeinschaftl ichen Lieferung neutral isiert wird.

Hingegen hat bei einer grenzüberschreitenden Dienstleistung, welche am Ort des Sitzes des

Leistungsempfängers steuerbar ist, der Ansässigkeitsstaat des Leistenden kein

Besteuerungsrecht, sodass eine Steuerbefreiung durch den Ansässigkeitsstaat nicht nötig ist.

Diese Unterschiede könnten darauf hindeuten, dass die Richtlinie 2006/ttz/EG (in der Fassung

der Richtlinie2003/8/EG) hinsichtlich grenzüberschreitender Dienstleistungen nicht analog

zum Urteil des EuGH vom 18.12 .20L4, Schoenimport ,,ltalmo da", C-L3!f13 auszulegen ist.

lnsgesamt scheint die richtige Auslegung des Unionsrechtes nicht derart offenkundig zu sein,

dass für vernünftige Zweifel kein Raum bleibt (vgl. Urteil des EuGH vom 4.10.20L8, C-416/17,

Rn. 110).

Die eingangs gestellte Frage wird daher dem EuGH mit dem Ersuchen um Vorabentscheidung
gemäß Art.267 AEUV vorgelegt.

Belehrung und Hinweise

Gemäß 5 290 Abs. 2 BAO dürfen nach der Vorlage eines Ersuchens um Vorabentscheidung an

den EuGH bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche Amtshandlungen

vorgenommen werden, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können

oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

Der vorliegende verfahrensleitende Beschluss wird gemäß 5 290 Abs. 1 BAO auch den Parteien

zugestellt.

Gegen verfahrensleitende Beschlüsse ist eine abgesonderte Revision an den

Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht zulässig. Sie

können erst in der Revision oder Beschwerde gegen das die Rechtssache erledigende

Erkenntnis angefochten werden (5 ZSa Abs. 3 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, S 88a Abs. 3

Verfassu ngsgerichtshofgesetz L953 ).



Seite 9 von 10

Hinweise für die Parteien zum Verfahren vor dem EuGH:

ln Vorabentscheidungsverfahren trägt der EuGH (in der Folge: Gerichtshof) hinsichtlich der

Vertretung der Parteien des Ausgangsrechtsstreits den vor dem vorlegenden Gericht geltenden

Verfahrensvorschriften Rechnung. Jede Person, die vor dem Bundesfinanzgericht befugt ist,

eine Partei zu vertreten, kann sie daher auch vor dem Gerichtshof vertreten. Da die

Bundesabgabenordnung im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht keine Vertretung

vorschreibt, können die Parteien des Ausgangsrechtsstreits selbst schriftliche und mündliche

Ausführungen machen.

ln dem Bestreben, einen bestmöglichen Schutz personenbezogener Daten, insbesondere im

Rahmen der Veröffentlichungen, die der Gerichtshof hinsichtlich der bei ihm anhängig

gemachten Rechtssachen vornimmt, zu erreichen, behandelt er die Vorlagesachen (natürlicher

Personen) in der Regel in anonymisierter Form. Dies bedeutet in der Praxis, dass der

Gerichtshof, sofern nicht besondere Umstände vorliegen, Namen und Vornamen der im

Vorabentscheidungsersuchen genannten natürlichen Personen sowie gegebenenfalls weitere

Angaben, die eine Wiedererkennung ermöglichen könnten, weglässt, falls das vorlegende

Gericht dies nicht schon vor dem Versenden seines Ersuchens getan hat. Sämtliche

bezeichneten Beteiligten sind aufgefordert, in ihren schriftlichen oder mündlichen Erklärungen

die so gewährte Anonymität zu wahren.

Wünscht eine Partei eines Verfahrens vor dem Gerichtshof, dass ihre ldentität oder bestimmte

sie betreffende Angaben im Rahmen einer beim Gerichtshof anhängigen Rechtssache

vertraulich behandelt werden - oder umgekehrt, dass ihre ldentität oder diese Angaben im

Rahmen dieser Rechtssache nicht vertraulich behandelt werden -, kann sie sich an den

Gerichtshof wenden, damit dieser entscheidet, ob eine vollständige oder teilweise

Anonymisierung der fraglichen Rechtssache vorzunehmen bzw. die bereits gewährte

Anonymität beizubehalten ist. Ein solches Ersuchen muss allerdings, um wirksam zu sein, so

rasch wie möglich gestellt werden.

Das Vorabentscheidungsverfahren vor dem Gerichtshof ist gerichtskostenfrei. Verfügt eine

Partei des Ausgangsverfahrens nicht über ausreichende Mittel, so kann ihr der Gerichtshof

Prozesskostenhilfe für die im Verfahren vor dem Gerichtshof entstehenden Kosten,

insbesondere die Kosten der Vertretung, bewilligen. Diese Prozesskostenhilfe kann jedoch nur

bewilligt werden, wenn die Partei nicht bereits auf nationaler Ebene Hilfe erhält oder diese die

im Verfahren vor dem EuGH entstehenden Kosten nicht - oder nur teilweise - abdeckt. Die

Partei, auf die dies zutrifft, wird gebeten, dem EuGH in jedem Fall sämtliche Auskünfte und

Belege zu übermitteln, die eine Beurteilung ihrer tatsächlichen wirtschaftlichen Lage

ermöglichen.

Zu Details des Verfahrens vor dem EuGH siehe die im Amtsblatt der Europäischen Union vom

L4.2.2020,L42\/l,,verlautbarten Praktischen Anweisungen für die Parteien in den



Seite 10 von 10

Rechtssachen vor dem Gerichtshof (abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-

conte nt/D E lTXT / P DF/? u ri=CE LEX : 3 2020Q02 14(01 ) ).

Die Zustellung erfolgt an:

Climate Corporation Emissions Trading GmbH zu Handen Mag. Wolfgang Standfest,

Wallnerstraße 4 / 2. Hof / Top 44,1010 Wien, mit RSb

Gerichtshof der Europäischen Union, Rue du Fort Niedergrünewald ,2925 Luxemburg, samt

Beilage, mit internat. Rückschein

Finanzamt österreich, Postfach 260, L000 Wien, mittels elektronischer Zustellung

Wien, am 11. Oktober 2021

Mag. Dieter Fröhlich

Vorsitzender

Prüfinformation

Bundesfinanzgericht

CN=a-sign-corporate-os,OU=a-sign-corporate-os,O=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im elektr
Datenverkehr GmbH,C=AT

655835083

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

ä Fr[$r.rNANZGERr'rr
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lnformationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der
elektronischen Siglatur finden Sie unter: https:/Arrrww.signaturpruefung.gv.at
lnformationen zuiPri.ifung des Ausdrucks finden Sie unfer:
https://www. bfg. gv.aUverif izieru ng

Datum/Zeit 2021, -L0 - ILT tLi 49 i 4L+ O2i0O

Unterzeichner

Aussteller-Zertif ikat

Särien-Nr
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